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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Im Abstimmungskampf, der von beiden Seiten sehr intensiv und emotional geführt
wurde, waren die Fronten von Anbeginn klar. Die drei Bundesratsparteien CVP, FDP und
SP sowie die Grünen engagierten sich in einem gemeinsamen Abstimmungskomitee
gegen die Initiative. Sie fanden die Unterstützung von rund 20 gesamtschweizerischen
Organisationen aus den Bereichen Medizin, Drogen, Sozialarbeit, Kirche und
Jugendfragen, die sich in einer Nationalen Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS)
zusammenschlossen, sowie die praktisch einhellige Gefolgschaft aller Printmedien,
auch jener aus der Romandie. Mehrere Kantons- und Stadtregierungen, die für
gewöhnlich keine Empfehlungen für eidgenössische Urnengänge abgeben, sprachen
sich ebenfalls gegen die Initiative aus, unter anderem jene in den besonders von der
Drogenproblematik betroffenen Kantonen Basel-Stadt, Bern, Genf und Zürich. Ihnen
schloss sich der 1996 zum Zweck einer intensiveren drogenpolitischen Koordination
gebildete Nationale Drogenausschuss von Bund, Kantonen und Städten an. Der
Bundesrat seinerseits eröffnete seinen Abstimmungskampf viel früher als gewöhnlich.
In ungewohnt scharfer Weise bezeichnete Bundesrätin Dreifuss die Ziele der Initiative
als unrealistisch, unwirksam und unmenschlich; eine Annahme der Initiative hätte für
die eigentlichen Opfer, die Drogensüchtigen, verheerende Folgen und würde dazu
führen, dass weiterhin die (noch) nicht ausstiegswilligen Konsumenten härter bekämpft
würden als die eigentlichen Profiteure einer repressiven Drogenpolitik, nämlich die
Drogenmafia. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.07.1997
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Dans de nombreux cantons (Vaud, Zurich et Fribourg), les lois relatives au
fonctionnement et au statut des hautes écoles sont en voie de révision, voire même
ont été révisées (Bâle, Berne et Neuchâtel). Relevant de la philosophie de la nouvelle
gestion publique, les différentes réformes visent toutes à accroître l'autonomie des
universités. Celles-ci jouiront d'une grande marge de manoeuvre sous plus d'un aspect.
Dans le domaine financier, elles se verront attribuer des enveloppes budgétaires dont
elles pourront disposer à leur guise pour réaliser certains objectifs fixés par les
autorités politiques. Les hautes écoles devraient également bénéficier de plus de
liberté sur le plan du fonctionnement interne ainsi que du point de vue de la politique
d'engagement du personnel, à l'exception de la nomination des professeurs qui restera
de la compétence des exécutifs cantonaux. Principaux bénéficiaires de ce transfert de
compétences, les rectorats verront leur pouvoir de décision s'accroître
substantiellement, et ce notamment au détriment du corps professoral. Les différentes
réformes prévoient presque toutes la création d'organes de surveillance: équivalents
académiques des conseils d'administration, ces nouvelles structures, composées de
membres extérieurs à l'université, seront compétentes notamment pour définir les
grandes lignes de développement de l'institution. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.04.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Die Regierungen der Kantone Aargau und Solothurn unterzeichneten Ende Jahr eine
Absichtserklärung zur Schaffung einer gemeinsamen, auf den Raum Aarau-Olten
konzentrierten FHS der Bereiche Technik, Wirtschaft, Gestaltung, Gesundheit und
Soziale Arbeit. In seinem Genehmigungsentscheid von 1998 hatte der Bund die
Fachhochschulprojekte Aargau, Solothurn und beider Basel zu einer Fachhochschule
zusammengefasst und die vier Kantone zu einer sinnvollen Form der interkantonalen
Zusammenarbeit im FH-Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) mit gemeinsamer
Trägerschaft verpflichtet. Die Kantone Aargau und Solothurn eröffneten eine
Vernehmlassung zu den Grundsätzen der geplanten Kooperation, die in einem von den
Kantonsparlamenten zu genehmigenden Trägerschaftsvertrag münden sollte. Hingegen
blieb eine weitergehende Zusammenarbeit mit den beiden Basler Kantonen noch offen.

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.12.1999
ELISABETH EHRENSPERGER
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Denn trotz gut 30 gemeinsam umgesetzten bzw. angelaufenen Projekten der FHNWCH,
dank welchen die Einhaltung der Vorgaben des Bundes gesichert schien, bestanden auf
politischer Ebene unterschiedliche Vorstellungen einer gemeinsamen Trägerschaft.
Dabei nahmen Basel-Land und Basel-Stadt gegenüber dem offensiven Vorpreschen des
Kantons Aargau eine eher bremsende Haltung ein. Mit Enttäuschung war in Basel zur
Kenntnis genommen worden, dass der Bundesrat das Gesuch um Anerkennung des
Hauptstudiengangs für Angewandte Informatik an der FHS beider Basel (FHBB)
abgelehnt hatte. Demgegenüber stimmten die Basler Kantonsparlamente für eine
Erweiterung der FHBB um den Bereich Gestaltung, womit sie erneut den Aargau mit
seinen Fusionsvorschlägen abblitzen liessen. Regionale Empfindlichkeiten und das
Vorantreiben je eigener Prestigeprojekte boten das ganze Jahr über Anlass zu
emotional geführten Diskussionen. Die SP-Kantonalparteien aller vier Kantone setzten
sich für eine Stärkung der Zusammenarbeit ein und verlangten mittels Vorstössen eine
gemeinsame Pädagogische FHS. 3

Eine im Auftrag der fünf Medizinischen Fakultäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich durchgeführte Analyse der Ärzteausbildung in der Schweiz förderte bedenkliche
Resultate zutage. Eine internationale Expertenkommission diagnostizierte sechs
Hauptmängel – so die zu starke Ausrichtung der Studiengänge auf Examina, das
Vorherrschen von Frontalunterricht, die ungenügende Nutzung computergestützter
Lernmethoden, für die Ausbildung ungeeignete Universitätsspitäler, im ersten Jahr
überlastete Studienpläne, mangelhafte Begleitung und Beratung der Studierenden
sowie die Vernachlässigung der Hausarztmedizin und Grundversorgung im Unterricht.
Die betroffenen Fakultäten nahmen die Kritik als Bekräftigung der bereits eingeleiteten
Reformmassnahmen entgegen. Die Ergebnisse der im Herbst 1999 abgeschlossenen
Vernehmlassung zum revidierten Medizinalberufsgesetz waren im Berichtsjahr
Gegenstand einer Auswertung durch das Bundesamt für Gesundheit. Eine
entsprechende Vorlage an das Parlament wurde für Spätsommer 2001 in Aussicht
gestellt. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Zusammenfassung der FHS-Projekte Aargau, Solothurn und beider Basel im FH-
Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) bot auch in diesem Berichtsjahr Anlass zu
heftigen Diskussionen. Im Februar kam es zu einer überraschenden Studiengang-
Rochade zwischen der FHS Aargau und der FHS der beiden Basel: Die Architektur und
das Ingenieurwesen gingen nach Muttenz; der Aargau erhielt im Gegenzug den
Ausbildungsgang Bauprozess-Manager. Dadurch konnte das lange Seilziehen um die
Studiengänge entschieden werden. Hingegen war der Aufbau einer gemeinsamen FHS
mit Doppelstandort in Aarau und Olten, auf den sich die Kantone Solothurn und Aargau
im Dezember 1999 geeinigt hatten, immer noch stark umstritten. Die Standortfrage
spaltete insbesondere im Kanton Aargau die politischen Lager und führte zum
Regionenstreit, da der Ostaargau den bisherigen Standort Brugg nicht zugunsten von
Aarau aufgeben wollte. Im April wurde die Vernehmlassung zum 300-Millionen-Projekt
in beiden Kantonen abgeschlossen. Die Vernehmlassungsergebnisse stützten die Idee
einer fusionierten FHS mit Doppelstandort Aarau-Olten. Eine erneute Aufforderung zur
Kooperation ging an die beiden Basler Kantone, wobei die Standortfrage nicht vorweg,
sondern in einem „Gesamtpaket“ entschieden werden soll. Entsprechende Vorlagen an
die Parlamente der Kantone Solothurn und Aargau wurden für die erste Hälfte 2001 in
Aussicht gestellt. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Zur engeren Zusammenarbeit in der pharmazeutischen Lehre unterzeichneten die
Leitungen der ETH Zürich und der Universität Basel eine Vereinbarung über ein
Zentrum für pharmazeutische Wissenschaften. Das Zentrum setzt sich aus dem
betreffenden ETH-Institut und dem analogen Basler Departement zusammen. Statt
einer räumlichen Zentralisierung wird eine Verstärkung der Kooperation zwischen den
beteiligten Einheiten angestrebt. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Im November einigten sich die Bildungs- und Erziehungsdirektoren beider Basler
Kantone, des Aargaus und Solothurns auf eine verstärkte Zusammenarbeit ihrer FHS,
um die Bundesbedingungen für die Anerkennung der FHS Nordwestschweiz zu erfüllen.
Mit einer entsprechenden Vereinbarungsunterzeichnung wurden dem bestehenden
Kooperationsrat neue Aufgaben, Kompetenzen und Mittel zugewiesen. Zudem
beschlossen die Erziehungsdirektoren ein gemeinsames Portfolio, das die
Studiengänge, Vertiefungsrichtungen und Schwerpunkte der FHS Nordwestschweiz
verbindlich festschreibt. Kurz nacheinander kam es dann im Dezember zu zwei
Standortentscheiden in den Kantonsparlamenten Aargau und Solothurn. Der Aargauer
Grosse Rat stimmte einer Fusion der bestehenden FHS und ihrer Konzentration auf
einem Campus in Brugg-Windisch sowie einer Aufhebung der Berufsschulen in Brugg
zu. Insbesondere die Hauptstadt Aarau hatte gegen diesen Entscheid Opposition
gemacht, der nun das ursprüngliche Ansinnen der beiden Kantone auf Schaffung einer
gemeinsamen FHS im Raum Aarau-Olten scheitern liess. Der Solothurner Kantonsrat
bewilligte seinerseits eine Konzentration der FHS für alle Fachrichtungen in Olten und
hiess den Verbleib der Technikerschule in Grenchen gut. Im weiteren stimmten die
Regierungen der beiden Basel einem Staatsvertrag zu, der ab Sommer 2002 eine
Zusammenlegung der Lehrerausbildung in den beiden Kantonen dank der Schaffung
einer neuen FHS vorsieht. 7

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Universität Basel machte zügig voran mit der Umsetzung der Bologna-Deklaration.
Nachdem schon auf das Wintersemester 2000/01 das dreistufige System (Bachelor,
Master, Doktorat) in den auf diesen Zeitpunkt neu eingerichteten Pflegewissenschaften
eingeführt worden war, erfolgte auf das Wintersemester 2002/03 erstmals an einer
Schweizer Universität die Umstellung in den gesamten Naturwissenschaften sowie im
Bereich Sport. 2003 soll „Bologna“ auf die wirtschaftswissenschaftliche, juristische und
geisteswissenschaftliche Fakultät ausgedehnt werden. Erleichtert wird die Umsetzung
in Basel durch eine überwiegend positive Einstellung der Studierenden gegenüber dem
Bologna-System. Der gesamtschweizerische „Verband der Schweizerischen
StudentInnenschaft“ (VSS) und die aus dem Dachverband ausgetretene Genfer
Studentenkonferenz äusserten demgegenüber nach wie vor grosse Vorbehalte gegen
„Bologna“, da sie in der vorgesehenen Strukturänderung die Gefahr einer Verschulung
der Studien und eine Beeinträchtigung der Chancengleichheit sehen. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.06.2002
MARIANNE BENTELI

Life-Science-Aktivitäten der ETHZ und der Universität Basel sollen in Basel
zusammengeführt werden. Den „Kick-off“ zu diesem Projekt vollzogen Ende Jahr
Spitzenvertreter des Bundes und des Kantons Basel-Stadt sowie der ETH und der
Universität Basel. Im neuen Institut sollen Stärken des ETH-Bereichs wie der Universität
Basel im biomedizinischen Bereich zusammengefasst werden. Wenn sich die
Zusammenarbeit bewährt, soll sie im Hinblick auf die BFT-Botschaft für die Jahre
2008-2011 in die Bildung einer ETH-Institution in Basel münden. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.12.2002
MARIANNE BENTELI

Von einem Durchbruch sprachen die Regierungen des Kantons Aargau und der beiden
Basel aufgrund ihrer Einigung auf eine Vollfusion ihrer FHS zur Fachhochschule
Nordwestschweiz und der für das Jahr 2004 in Aussicht gestellten Vernehmlassung zu
einem entsprechenden Staatsvertrag. Solothurn wollte als vierter Nordwestschweizer
FHS-Kanton (noch) nicht auf diesen Zug aufsteigen und optierte für ein differenziertes
Fusionsmodell mit drei Teilschulen bzw. einer gemeinsam getragenen Institution mit
drei Teilschulen in Brugg, Basel/Muttenz und Olten. Insbesondere mit der Integration
der Pädagogischen FHS und der Musikhochschulen wollte Solothurn noch zuwarten. 10

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Staatssekretär Charles Kleiber hatte sich die
Optimierung der Universitätsmedizin im Rahmen eines Gesamtsystems zum Ziel
gesetzt. Im Vordergrund standen dabei die künftige Sicherstellung von Qualität und
Finanzierbarkeit der humanmedizinischen Fakultäten und Universitätsspitäler. Die
Arbeitsgruppe stellte zu diesem Zwecke die Zusammenführung der fünf medizinischen
Fakultäten in drei Einheiten (Zürich, Bern-Basel, Lausanne-Genf), ein gemeinsames
Finanzierungssystem sowie einheitliche Abgeltungsregelungen und
gesamtschweizerische Steuerungsorgane zur Debatte. Eine Motion Gysin (sp, BS),
welche die Erhaltung der bestehenden medizinischen Fakultäten von Basel, Bern,
Zürich, Lausanne und Genf in einer aufeinander abgestimmten Form als „Medizinische

MOTION
DATUM: 04.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Hochschule Schweiz“ sichern wollte, wurde vom Nationalrat abgelehnt. Wohl würde der
Vorstoss richtige Fragen aufwerfen, meinte – ganz im Sinne des Bundesrats – Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) als Nationalrat und Mitglied einer der betroffenen medizinischen
Fakultäten; doch liefen die Forderungen der Motion nach der Superstruktur
„Medizinische Hochschule Schweiz“ den bereits laufenden Restrukturierungs- und
Kooperationsprozessen zuwider. Definitiv besiegelt wurde der Zusammenschluss der
veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich unter dem Namen
Vetsuisse. 11

In Basel wurde der Aufbau eines ETH-Instituts für Systembiologie geplant – mit
Federführung bei der ETH Zürich, welcher das neue Grossinstitut später auch als
Departement angegliedert werden soll. Ein Entscheid der SUK über ein entsprechendes
vom Kanton Basel-Stadt eingereichtes Subventionsgesuch war noch hängig. Die beiden
Regierungen der Kantone Basel-Stadt und Basel-Land hatten im Sommer des
Berichtsjahres ihren jeweiligen Parlamenten je 10 Mio Fr. als Anschubfinanzierung für
die Aufbauphase des Instituts beantragt. Insgesamt werden 80 Mio Fr. für den Aufbau
zwischen 2004 und 2007 benötigt. Ab 2008 soll dann das Institut auf die Basis eines
von Bund und Drittmitteln finanzierten jährlichen Budgetvolumens von 40 Mio Fr.
gestellt werden. Alle im Bereich der Life-Sciences engagierten Hochschulen waren
eingeladen, sich an dem Institut für Systembiologie zu beteiligen. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Anfang Jahr präsentierte der Rat der Universität Basel seine Strategie für die Jahre
2005-2008. Einerseits wolle die Universität ihre Leistungen verbessern, d.h. die Life
Sciences als Schwerpunkt ausbauen (Aufbau des Institutes für Systembiologie
zusammen mit der ETHZ), dem Nachholbedarf in den Rechts- und Sozialwissenschaften
Rechnung tragen und die Modernisierung der Lehre weiterführen. Um Defizite zu
vermeiden, seien neben Kürzungen in den Fächern Theoretische Mathematik,
Kernphysik, Analytische Chemie, Pflanzenphysiologie, Ur- und Frühgeschichte sowie
Musikwissenschaften die vollständige Aufhebung der Bereiche Astronomie, Slawistik
und Erdwissenschaften notwendig; insgesamt sollen 13 Professuren eingespart resp.
umgelagert werden. Gemäss dem Präsidenten des Universitätsrates handle es sich um
die grösste Veränderung des Portfolios, die von der Universität je verlangt wurde. Die
Pläne lösten eine Protestwelle bei den Studierenden aus, worauf die Universitätsleitung
nochmals über die Bücher ging und zum Schluss kam, dass die von der Schliessung
bedrohten drei Fächer erhalten werden könnten, wenn sie mit anderen Bereichen oder
Hochschulen kooperierten. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Im November schlossen die Regierungen des Kantons Aargau, beider Basel und
Solothurns einen Staatsvertrag über eine gemeinsame Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW) in den Bereichen Technik, Bau, Wirtschaft, Gestaltung und
Kunst, Soziale Arbeit, Pädagogik sowie Musik (diese ab 2008). Die Kooperation soll in
eine Vollfusion münden. Das von Solothurn favorisierte Modell mit drei Teilschulen
drang nicht durch. Die FHNW wird einer einheitlichen Führung unterstehen (mit
Hauptsitz Windisch, AG) und einen umfassenden Leistungsauftrag erhalten, jedoch an
den bisherigen Standorten präsent bleiben. Weil Solothurn und Aargau hohe
Mehrkosten zu tragen haben, Basel-Stadt aber entlastet wird, erklärte sich der
Stadtkanton bereit, drei Jahre lang Abfederungen von insgesamt 3,4 Mio Fr. zu
entrichten. Die Kantonsregierungen trugen dem insbesondere von den freisinnigen
Kantonalparteien konzertiert vorgebrachten Hauptkritikpunkt aus der Vernehmlassung
Rechnung und stellten eine Bereinigung der Portfolio-Frage vor den
Parlamentsberatungen auf Ende Januar 2005 in Aussicht. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Die fünf Universitäten mit medizinischen Fakultäten, Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich, sowie die Tessiner Universität in Lugano gründeten gemeinsam die „Swiss
School of Public Health“. Diese soll die Weiterbildung in Gesundheitsökonomie und
öffentlicher Gesundheit koordinieren und weiterentwickeln. Schwerpunkte bilden
wirtschaftliche Aspekte der medizinischen Versorgung und gesellschaftliche,
ökologische und andere Bedingungen für ein gesundes Leben im Sinne der
Volksgesundheit. Die sechs Universitäten bieten einzeln oder in Verbünden Absolventen
verschiedener Fachrichtungen bereits mehrere Nachdiplom-Programme an. Die im
Rahmen der „Schule“ verstärkte Kooperation wird vom Bund in den Jahren 2005-2007

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.07.2005
MAGDALENA BERNATH
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mit 6 Mio Fr. unterstützt. 15

Im Herbst fanden an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich
Studentenproteste statt. Die Aktivisten an den drei Deutschschweizer Unis besetzten
die Aulas und forderten bessere Lernbedingungen. Der Missmut der Studierenden
richtete sich insbesondere gegen die Bologna-Reform. Sie kritisierten, dass das
Studium immer mehr verschult und auf die Wirtschaft ausgerichtet werde und so
Eliteuniversitäten entstünden. Allerdings wurde das Themenspektrum bald so stark
ausgeweitet, dass die Proteste in einer Universalkritik gipfelten, die mit der Bologna-
Reform nur noch wenig zu tun hatte. Ausserdem fehlte es den Besetzern an Rückhalt,
da die Protestaktionen nur von einem kleinen Teil der Studierenden mitgetragen
wurden und sich auch die studentischen Körperschaften davon distanzierten. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Kantone Freiburg, Basel-Stadt, Graubünden und Thurgau ratifizierten im
Berichtsjahr das von der EDK 2009 beschlossene Stipendienkonkordat. Abgelehnt
wurde der Konkordats-Beitritt in den Kantonen Wallis, Uri und Appenzell Innerrhoden. 17

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Nachdem der Nationalrat der Solothurner Standesinitiative für ein
Stipendienrahmengesetz 2010 Folge gegeben hatte, entschied der Ständerat mit
Hinweis auf das Stipendienkonkordat der EDK im Sommer des Berichtsjahrs mit 22 zu
acht Stimmen erneut und definitiv dagegen. Das Konkordat zur Harmonisierung der
kantonalen Ausbildungsbeiträge war bis Ende 2011 durch acht Kantone (BS, FR, GR, NE,
TG, VD, BE, TI) ratifiziert worden. Folgerichtig und mit der gleichen Anzahl ablehnender
Stimmen stellte sich die Kleine Kammer auch gegen eine Stipendieninitiative der WBK-
NR. Damit waren beide Vorstösse endgültig vom Tisch. Die Sammelfrist für die
eidgenössische „Stipendieninitiative“ läuft Anfang 2012 ab. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2011
SUZANNE SCHÄR

La députée Humbel (pdc, AG) estime que l'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner à coup sûr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédéral s'est opposé à l'objet, expliquant qu'il est premièrement de la compétence des
cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs tâches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Bâle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté l'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. 19

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In Basel-Stadt, wo die Novartis-Fusion hohe Wellen warf, trat die SP unter dem Slogan
«Wir sind konservativ» zu den kantonalen Wahlen an. Sie festigte damit das Bild der
bewahrenden Kraft in Bezug auf die soziale Sicherheit, Löhne und Arbeitsplätze, die
sich der Entmachtung der Politik durch eine anonyme Wirtschaft entgegenstemmt. 
Einen Sieg in diesem Sinne konnte die SP im Dezember mit der gewonnenen
Abstimmung über das revidierte Arbeitsgesetz verbuchen, gegen das sie zusammen mit
den Gewerkschaften das Referendum ergriffen hatte. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER

1) NLZ, 4.4.97; TA, 15.4.97; NZZ, 21.4. 21.5., 14.8. 1.9. und 16.9.97; Presse vom 16.5.97 und vom 1.7. bis 27.9.97, Presse vom 3.7.
und 13.8.97; NZZ, 16.9.97, Bund, 15.8.97; BaZ, 20.8. und 29.8.97; NZZ, 29.8., 4.9. und 9.9.97; JdG, 17.9.97; QJ, 18.9.97.56
2) VD: JdG, 23.10.96; 24 Heures, 28.10.96. ZH: NZZ, 1.4 et 11.7.96; TA, 20.6 et 11.7.96. FR: NQ, JdG et Lib., 11.4.96. BS: BaZ,
30.10.96. BE: presse du 8.5.96; Bund, 6.9 et 21.9.96. NE: Express, 21.2, 1.6 et 27.6.96.13
3) NZZ, 23.3. und 26.6.99; Presse vom 19.5. und 18.12.99; BaZ, 22.5., 25.6., 17.7. und 8.12.99; Presse vom 22.7.99
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4) BaZ, 27.1.00; LT. 1.2.00; Presse vom 11.01.00
5) Presse vom 23.05.00; SZ, 3.2.00; NZZ, 11.2.00.; SZ, 7.3., 5.4. und 8.4.00; AZ, 9.3.00; TA, 18.4.00.
6) BaZ, 24.5.00.; Prese vom 02.06.00
7) AZ, 17.8., 22.8., 26.10. und 12.12.01; SZ, 27.10. und 19.12.01; NZZ, 14.11. und 3.12.01; BaZ, 5.12.01.; NZZ, 28.12.01; Presse vom
09.06.01; Presse vom 19.10.01; Presse vom 19.12.01; Presse vom 24.11.01
8) NZZ, 5.4. und 15.4.02; Bund, 20.6.02.
9) AB SR, 2002, S. 651 ff.; In. 02.3020; NZZ, 21.12. und 24.12.02. 
10) BaZ, 7.3.03; NZZ, 23.5.03; NLZ und NZZ, 9.5.03.; Presse vom 10.12.03.
11) AB NR, 2003, S. 885 f.; LT, 29.7.03; Bund und BaZ, 6.8.03; NZZ, 26.11.03.; NZZ, 06.06.03.; Presse vom 29.1.03.; Presse vom
30.7., 31.7. und 4.10.03
12) BaZ, 14.2., 13.8., 6.10. und 12.11.03; NZZ, 5.12.03.; Presse vom 15.08.03
13) BaZ, 23.1., 19.2., 20.3., 8.4. und 18.06.04; NZZ, 23.1., 10.3., 8.4. und 26.0604.; Presse vom 30.01.04
14) Prese vom 14.04.04; Presse vom 13.11.04; Presse vom 27.05.04
15) BaZ und NZZ, 12.7.05.
16) NZZ, 13.11., 14.11. und 19.11.09; NLZ, 20.11.09; SGT, 4.12.09.
17) BaZ, 21.7.10; NZZ, 18.6.10; SGT, 11.11.10.
18) AB SR, 2011, S.629 f.; AZ, 24.2.11; NZZ, 31.3.und 16.6.11.; In. 09.497; Medienmitteilung EDK
19) BO CN, 2017, p. 1156 s.
20) SGT, 14.11.96
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